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Finanzpolitik und Finanzhaushalt 
Zusammenfassung der acht Diskussionsbeiträge 
Die Finanzpolitik nimmt in der 
Staatsverwaltung eine wichtige 
Schlüsselfunktion ein. Der Finanz­
rahmen bestimmt weitgehend den 
Umfang der Regierungsaktivität — 
der Staatshaushalt mit Einnahmen-
und Ausgabenpolitik hat einen we­
sentlichen Einfluss auf die Gesamt-
^irtschaft.  

Die steigende Bedeutung der 
Finanzpolitik ist in unserem Land 
ersichtlich, wenn man die laufen­
den Diskussionen in Zeitungen und 
Parlament verfolgt. 

Obwohl die Materie trocken ist 
und den Bürger erst dann betrifft, 
wenn eine Korrektur der Steuern 
notwendig wird, sollte man sich 
doch vermehrt mit diesen Fragen 
beschäftigen. 

Wir  haben in acht Diskussions­
beiträgen versucht, wichtige Daten, 
Vorgänge und Vorkommnisse (ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit) zu­
sammenzutragen und mit Vorschlä­
gen auf die Notwendigkeit einer sy­
stematischeren Bearbeitung de? 
liechtensteinischen Staatsfinanzen 
hinzuweisen. Vielleicht ist es 
gelungen, gewisse Anstösse zu ge­
ben. Der Uebersichtlichkeit halber 
möchten wir hier einige unserer 
Meinungen nach wichtige Punkte 
dieser Artikelreihe zusammenfas­
sen. 

1. Die grundsätzliche Regelung des 
Finanzhaushaltes 
Die Verfassung regelt die Finanzpo­
litik insbesondere in bezug auf den 
Finanzhaushalt zu wenig. 

Zu einer konstruktiven Landtags­
arbeit ist eine Festlegung von Ver-
haltensformen in Form einer Fi­
nanzpolitik oder eines Haushaltge­
setzes notwendig. 

In einer solchen Politik könnte 
unter anderem folgendes enthalten 
sein: 
— Konjunktur- und Beschäfti­

gungsgrundsätze 
— Verschuldungspflafonds und da­

mit verbundene Entscheidungs­
stufen 

— Grundsätze über die Handha­
bung der Einnahmen wie z. B. 
Steuern 

— Grundsätze über die Ausgaben­
politik. wie z. B. Prioritätsord­
nungen 

— Zusammenhänge und Verhal­
tensgrundsätze in Zusammenar­
beit mit der Schweiz 

— Vermögensbildung 
— Organisatorische Grundsätze 

etc. 

2. Planung 
Das jährliche Finanzgesetz mit Vor­
anschlägen Ausgaben/Einnahmen 
für das folgende Jahr genügt den 
derzeitigen Ansprüchen , und Not­
wendigkeiten nicht mehr. 

Die laufenden Versuche von 
langfristigen Finanzprognosen die­
nen noch nicht wie gewünscht als 

Arbeitsinstrument, da in der  Folge 
jede Kontrolle fehlt bzw. die Pro­
gnose nicht von  allen beteiligten 
Stellen anerkannt wird. 

Die langfristige Planung sollte als 
wichtiges Steuerelement und Ar­
beitsinstrument instituti onalisiert 
werden. 

Dabei müsse es wie erwähnt ge­
lingen, ein praxisbezogenes aber 
doch wissenschaftliches System 
aufzubauen, bei dem wie erwähnt 
— durch die Regierung geplant 

wird 
— der Landtag abgeleitet aus der 

Finanzpolitik Ziele festlegt und 
diese Planung genehmigt bzw. 
korrigiert 

— in der Verwaltung in Planungs­
kontrollsystem aufgebaut wird. 

In eine solche Planung müssten 
naturgemäss nicht nur die Gemein­
den, sondern noch vermehrt wie 
bisher die Aemter und  staatlichen 
Abteilungen miteinbezogen wer­
den. 

Innerhalb dieser längerfristigen 
Planung könnte die derzeitge 1-Jah-
resbudgetierung in Form des Fi­
nanzgesetzes weiterhin einer De-

tailierung des Finanzwesens die­
nen. 

3. Transparenz 
Sowohl auf Landes- wie Gemein­
deebene ist die Darstellung der 
Rechnung nicht funktionell, d. h. sie 
stellt unserer Meinung nach mehr 
eine Pflichtübung als ein Kontroll-
und Arbeitsmittel dar. Sie bietet zu 
wenig Möglichkeiten einer sinnvol­
len Auswertung, da 
— zu wenig klar ersichtlich ist, wie 

die Kassabewegung wirklich 
war  

— das Bild teilweise mit Aktivie­
rungen verfälscht wird 

— nicht ersichtlich ist, welche Mit­
tel kurz- bzw. langfristig ver­
wendbar sind 

— die Bedeutung der einzelnen Po­
sten im Gesamtzusammenhang 

— die Bedeutung der einzelnen Po­
sten im Gesamtzusammenhang 
nicht systematisch aufgezeigt 
wird etc. 

Im Besonderen sollte folgendes 
angestrebt werden: 

3. 1. Weitgeheind einheitliche 
Darstellung der Xandes- und Ge­

meinderechnungen nach einheitli­
chen Grundsätzen. 

3. 2. Sichtbarmachung der Kassa­
bewegungen bzw. Aktivierungspo­
litik 

3.3. Abgehen vom betriebswirt­
schaftlichen System der Erfolgs­
rechnung zugunsten einer mehr 
geld- bzw. kassabezogenen Ueber-
sicht, d. h. insbesondere auf Landes­
ebene Ueberprüfung der Zweck­
mässigkeit eienr ordentlichen und 
ausserordentlichen Rechnung 

3.4. Systematische Ordnung der 
Ausgaben- und Einnahmeposten 
nach Bedeutung und Darstellung in 
Prozent. 

3. 5. Ordnung der Kontenrahmen 
in einer Weise, dass sie eine Pla­
nungsgrundlage bilden können und 
eine Soll-/Istkontrolle ermöglicht 
wird. 

3.6. Relativierung der Zahlen 
durch sinnvolle Vergleiche mit 
massgeblichen Grössen 

3. 7. Bessere Darstellung der ver­
fügbaren Mittel mit Unterteilung in 
kurz- und langfristig 

3.8. Klärung des Fragenkomple­
xes Bürgervermögen in den Ge­
meinden. -

Finanzpolitische Berg- und Talfahrt 
4. Finanzausgleich und Gemeindefinanzen 
Die Erhöhung es Finanzausgleiches 
vom 1. März 1970 mit Wirkung ab 1. 
Januar  1969 ha t  vielen Gemeinden 
die rasche Verwirklichung eines 
Nachholbedarfs ermöglicht. Aller­
dings handelt es sich bei der Kor­
rektur 1970 weniger um eine Ver­
besserung des Ausgleichs als um 
eine erhöhte Mittelabgabe vom 
Land an  die Gemeinden. 

Die bei dieser Korrektur des Fi­
nanzausgleichs verwendeten Be­
gründungen haben vielerorts zu 
einer gewissen Finanzeuphorie ge­
führt, die den Gemeinden nicht zu 
verübeln ist. 

Die Verbindung des erhöhten 
Ausgleichs mit den vielleicht zu 
wenig vorausgesehenen Konse­
quenzen, wie höhere Subventions­

abgaben durch stärkere Bautätig­
keit der  Gemeinden, ha t  eine Ab­
schöpfung von staatlichen Finanz­
reserven gebracht und damit eine 
erste Korrektur des Ausgleichs a b  
1. Januar  1972 mit Gesetz vom 15. 
Dezember 1971. Weitere Korrektu­
ren scheint die Regierungspartei 
vorgesehen zu haben. 

Diese Berg- und  Talfahrt zusam­
men mit den sehr plötzlichen Kon-
junkturmassnahmen verunmöglicht 
den Gemeinden jede Kontrolle ih­
res Finanzhaushalts (im Jahre  1968 
plus 8 Prozent mehr Ausgleichmit­
tel an  die Gemeinden, 1969 plus 180 
Prozent, 1970 plus 37 Prozent, 1971 
plus 22 Prozent, 1972 minus 23 Pro­
zent ca.). 

Der Ausgleich hat Jede Relation 

zur Entwicklung der Staatsfinanzen 
verloren. 

4. 1. Das System des Finanzaus­
gleichs könnte eventuell im Um­
fang und in der Methode abgeän' 
dert werden, dass die Finanzabga­
ben automatisch der Entwicklugn 
der Staatsfinanzen entsprechen und 
längerfristig sowohl durch Gemein­
den wie durch das Land übersehbar 
sind. 

4.2. Der Finanzausgleich kann  
nur  in Zusammenhang und nicht 
isoliert v o n  der  Subventionsord­
nung zu sehen sein. 

4. 3. Die Gerechtigkeit in der Zu­
teilung an die Gemeinden lässt sich 
wahrscheinlich noch verbessern, 
insbesondere im Zugriff der Ge­
meinden zu den Subventionen. 

5. Das Vermögen 
(die Verschuldung) des Staates 
5. 1. Die echten Finanzreserven des 
Staates haben in den letzten Jahren 
abgenommen — in einer Zeit der 
Hoch- bzw. Höchstkonjunktur. 

Finanzpolitisch ist diese Tendenz 
nicht ideal, da für konjunkturell 
schlechtere Jahre die früher müh­
sam aufgebauten Finanzreserven 
nicht mehr bestehen. 

Unbestritten sind die derzeitigen 
Anforderungen an den Staat gross, 
und es ist nicht leicht, ein ausgegli­
chenes Budget zu gewährleisten. 
Andererseits ist die derzeitge kalte 
Dusche der Konjunkturmassnah-
men nach der vorher erwähnten Fi­
nanzeuphorie für viele unverständ­
lich, obwohl diese Massnahmen 
wahrscheinlich für die Regierung 
eine notwendige Beruhigung der 
Landesfinanzen mit sich bringen. 

Ratlosigkeit 
Hier ist allerdings aus dem er­

folgten Vorgehen heraus zu vermu­
ten, dass uns bezüglich der Zusam­
menarbeit mit der Schweiz inner­
halb des schweizerischen Wirt­
schaftsraumes ein wirkliches Kon­
zept fehlt. 

Im weiteren ist festzuhalten, dass 
die bisherigen Landtagsdebatten 
über die durch die Planung vorge­
sehene Verschuldung des Staates 
zeigt, dass in dieser Beziehung 
Masstäbe fehlen und Ratlosigkeit 
vorherrscht. 

Es wird notwendig werden, kon­
junkturpolitische Leitsätze zu for­
mulieren und für die Zukunft zu be-
schliessen. 

5.2. Es sollten Verschuldungs­
grenzen festgelegt werden. 

5.3. Wir  brauchen Abschrei-
bungs- und Aktivierungsregeln, 
damit die Staatsrechnung wie auch 
die Gemeinderechnungs-Präsenta-
tion das wahre Finanzbild wieder­
geben und sie nicht manipulierbar 
sind. 

5. 4. Die staatliche Vermögenspo­
litik muss mit den Gemeinden koor­
diniert werden. 

6. Die Diskrepanz in der Ausgaben-
und Einnahmenentwicklung 
Wie in der Schweiz, jedoch in be­
deutend kritischerem Masse, klaf­
fen die Einnahmen und Ausgaben 
unseres Landes immer mehr zugun­
sten der Ausgaben auseinander 
(insbesondere in der Planung für 
die kommenden Jahre). 

Längerfristig gesichert sind für 
den Staat nu r  etwa 42 Prozent der 
Einnahmen, d. h. im wesentlichen 
die Steuern. Bei einer zu starken 
Entwicklung in dieser Richtung 
wird der Steuerzahler über kurz 
oder lang vermehrt zu"r Kassa 
schreiten müssen. Die Steuergesetz­
gebung wird deshalb in den kom­
menden Jahren im Mittelpunkt der  
finanzpolitischen Auseinanderset­
zungen stehen — die Steuern sind 
jedoch als wesentliche Finanzquel­
le nur Ergebnis der Finanzpolitik 
"bzw. deren Handhabung. 

Es wird jedoch auch in  Zukunft 
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